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Immobilienertragsteuer   

 

Das Sparpaket wurde beschlossen und erhält einen neuen Namen: 

Stabilitätsgesetz 2012. Aufgrund zeitlicher Probleme wurde mit 

31.3.2012 lediglich ein Teil des Sparpakets mit dem 1. Stabilitätsgesetz 

2012 umgesetzt, welcher mit 1.4.2012 in Kraft getreten ist und vorwie-

gend Teile des Abgabenrechts betrifft. Der größere Teil des Sparpakets 

tritt erst später mit dem 2. Stabilitätsgesetz 2012 in Kraft. 

   

Im Folgenden wird der Teil der „Immobilienertragsteuer“ näher beleuch-

tet: 

    

Die bisher geltende Steuerfreiheit für die Veräußerung bestimmter Immo-

bilien wurde im 1. Stabilitätsgesetz 2012 weitestgehend gestrichen. Nur-

wenige Ausnahmen von der Steuerpflicht sind geblieben. 

Im Privatvermögen gehaltene Immobilien konnten bisher nach Ablauf 

der Spekulationsfrist (10 Jahre, in besonderen Fällen 15 Jahre) oder wenn 

unmittelbar vor dem Verkauf mindestens zwei Jahre hindurch der Haupt-

wohnsitz des Verkäufers dort begründet war steuerfrei veräußert werden. 

Ab 1. April 2012 gelten neue Ausnahmen von der Besteuerung. Eine 

steuerfreie Veräußerung liegt nun vor, wenn  

 der Verkäufer ab der Anschaffung bis zur Veräußerung mindestens 

zwei Jahre durchgehend seinen Hauptwohnsitz in dem zu verkaufen-

den Eigenheim bzw der zu verkaufenden Eigentumswohnung hatte 

und den Hauptwohnsitz aufgibt oder 

 der Verkäufer innerhalb der letzten zehn Jahre vor der Veräußerung 

mindestens fünf Jahre durchgehend seinen Hauptwohnsitz in dem zu 

verkaufenden Eigenheim bzw der zu verkaufenden Eigentumswohnung 

hatte und den Hauptwohnsitz aufgibt; 

 selbst hergestellte Gebäude veräußert werden, sofern diese in den letz-

ten zehn Jahren nicht zur Erzielung von Einkünften gedient haben; 

 Grundstücke infolge eines behördlichen Eingriffes oder zur Vermeidung 

eines nachweisbar unmittelbar drohenden Eingriffes veräußert werden; 

 ein Grundstück durch Tauschvorgänge im Zuge eines Zusammenle-

gungs- oder Flurbereinigungsverfahrens veräußert und gleichzeitig ein 

neues Grundstück erworben wird – dann tritt das neu erworbene 

Grundstück hinsichtlich aller für die Ermittlung der Einkünfte relevanten 

Umstände an die Stelle des alten Grundstückes. 

 

 



 

 

 

Trifft keine der vorgenannten Befreiungen zu, stellt ab 1. April 2012 der Unterschiedsbetrag 

zwischen Veräußerungserlös und Anschaffungskosten Einkünfte aus privater Grundstücksveräu-

ßerung dar und ist der Einkommensteuer zu unterziehen, wobei Herstellungs- und Instandset-

zungsaufwendungen die Anschaffungskosten erhöhen. Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln 

und im Rahmen außerbetrieblicher Einkunftsarten (zB Vermietung und Verpachtung) geltend 

gemachte Absetzungen für Abnutzungen hingegen mindern die Anschaffungskosten. Ab dem 

11. Jahr nach der Anschaffung können die Einkünfte um einen Inflationsabschlag in Höhe von 

2% pro Jahr, maximal jedoch um 50% gekürzt werden. 

Für Grundstücke, die am 31. März 2012 nicht steuerverfangen waren, gilt eine Sonderregelung. 

Dabei handelt es sich um Grundstücke, die vor dem 1. April 2002 bzw bei verlängerter Spekula-

tionsfrist – wenn innerhalb der ersten zehn Jahre nach der Anschaffung Herstellungsaufwen-

dungen im Sinne des Mietrechtsgesetzes, Wohnhaussanierungsgesetzes oder Denkmalschutzge-

setzes getätigt und über fünfzehn Jahre verteilt abgesetzt wurden – vor dem 31. März 1997 

angeschafft wurden. 

Die Sonderregelung sieht vor, dass im Falle einer Umwidmung des Grundstückes nach dem 31. 

Dezember 1987 die Anschaffungskosten pauschal mit 40% des Veräußerungserlöses anzusetzen 

sind. In allen anderen Fällen sind die Anschaffungskosten mit 86% des Veräußerungserlöses 

anzusetzen. Das bedeutet, dass die pauschal ermittelten Einkünfte bei Umwidmungen 60%, 

sonst 14% des Veräußerungserlöses betragen. 

Über Antrag können die Einkünfte für solche Grundstücke jedoch auch nach den Regeln der 

noch steuerverfangenen Grundstücke ermittelt werden (siehe oben), wobei bei einer Umwid-

mung der Inflationsabschlag erst ab dem 11. Jahr nach der Umwidmung in Abzug gebracht 

werden darf. 

Die Einkünfte aus privater Grundstücksveräußerung sind grundsätzlich mit 25% zu versteuern. 

Auf Antrag ist auch eine Besteuerung nach dem allgemeinen Steuertarif möglich. Verluste aus 

einer privaten Grundstücksveräußerung sind nur mit im selben Jahr erzielten Gewinnen aus 

privater Grundstücksveräußerung ausgleichsfähig, nicht jedoch mit anderen Einkünften. 

 

Beispiel zu einem nicht mehr steuerverfangenen Objekt: 

Wer etwa ein Einfamilienhaus, das er vor 30 Jahren geerbt, aber nie als Hauptwohnsitz genützt 

hat, nach dem 1. April 2012 um EUR 300.000,00 verkauft, darf vom Verkaufserlös pauschale 

Anschaffungskosten von 86% abziehen. Bleiben EUR 42.000,00 (14%) als steuerpflichtige Ein-

künfte. Davon sind nun 25% oder EUR 10.500,00 Immobilienertragsteuer zu bezahlen. Bezogen 

auf den Verkaufspreis sind das 3,5% und somit genauso viel, wie der Erwerber an Grunderwerb-

steuer zu entrichten hat. 

 

 

Beispiele zu noch steuerverfangenen Objekten 

 I II III 

Erwerb Eigenheim 25.07.2002 25.07.2002 25.07.2002 

Anschafffungskosten EUR    240.000,00 EUR    240.000,00 EUR    240.000,00 

Veräußerung am 15.06.2012 15.08.2016 15.08.2016 

Veräußerungserlös EUR    270.000,00 EUR    270.000,00 EUR    270.000,00 

Herstellungs-/Instandsetzungskosten EUR               0,00 EUR      20.000,00 EUR      20.000,00 

erhaltene Zuwendungen  

aus öffentlichen Mitteln 

 

EUR               0,00 

 

EUR        3.000,00   

 

EUR        3.000,00   

Eigenheim vermietet von – bis nie nie 2012 – 2015 

Afa im Zuge einer Vermietung keine keine EUR      11.520,00 

Beispiele zu noch steuerverfangenen Objekten: 



Einkünfte aus privater Grundstücksveräußerung 

Veräußerungserlös EUR    270.000,00 EUR    270.000,00 EUR    270.000,00 

Anschafffungskosten EUR   -240.000,00 EUR   -240.000,00 EUR   -240.000,00 

Herstellungs-/Instandsetzungskosten EUR               0,00 EUR     -20.000,00 EUR     -20.000,00 

Zuwendungen aus öffentl Mitteln EUR               0,00 EUR        3.000,00   EUR        3.000,00   

Afa im Zuge der Vermietung EUR               0,00 EUR               0,00 EUR      11.520,00 

Zwischensumme EUR      30.000,00 EUR      13.000,00 EUR      24.520,00 

Inflationsabschlag EUR               0,00 EUR       -1.040,00 EUR       -1.961,60 

ergibt Einkünfte aus priv. Grundstücks-

veräußerung 

 

EUR      30.000,00 

  

EUR      11.960,00 

  

EUR      22.558,40 

Immobilienertragsteuer 25 % EUR        7.500,00 EUR        2.990,00 EUR        5.639,60 

Einkünfte aus privater Grundstücksveräußerung: 

 

Für Grundstücke, die einem Betriebsvermögen einer natürlichen Person zugehören und dem 

Anlagevermögen zuzuordnen sind, gelten im Wesentlichen die Regelungen wie für im Privat-

vermögen gehaltene Grundstücke – mit Ausnahme der Hauptwohnsitzbefreiung und der Steu-

erbefreiung für selbst hergestellte Gebäude. Auch bei der Veräußerung von Grundstücken aus 

dem Anlagevermögen eines Betriebes kann ab dem 11. Jahr nach der Anschaffung ein Inflati-

onsabschlag geltend gemacht werden. Der besondere Steuersatz von 25% für den Veräuße-

rungserlös gilt jedoch nicht für die Veräußerung von folgenden Grundstücken aus dem Betriebs-

vermögen: 

 Grundstücke, die dem Umlaufvermögen zuzuordnen sind, 

 Grundstücke eines Betriebes, dessen Schwerpunkt in der Überlassung oder Veräußerung 

von Grundstücken liegt; 

 soweit eine Teilwertabschreibung vorgenommen wurde und 

 soweit Reserven auf das Grundstück übertragen wurden. 

 

In diesen Fällen ist auch der Abzug eines Inflationsabschlages nicht zulässig. 

    

Wurden Grundstücke mit dem Teilwert in das Betriebsvermögen eingelegt, ist im Falle einer Ver-

äußerung der Unterschiedsbetrag zwischen Veräußerungserlös und Teilwert dem betrieblichen 

Bereich, der Unterschiedsbetrag zwischen Teilwert und Anschaffungskosten dem privaten Be-

reich zuzuordnen. Kam es im Zuge eines Wechsels der Gewinnermittlungsart zu einer steuer-

neutralen Aufwertung von Grund und Boden, dann ist der Aufwertungsbetrag bei der Veräuße-

rung gewinnwirksam anzusetzen. 

    

Für die Zukunft kann daher nur empfohlen werden, sämtliche in Zusammenhang mit der An-

schaffung einer Immobilie, deren Herstellung und/oder Instandsetzung anfallenden Belege 

„ewig“, mindestens aber noch sieben Jahre lang nach Ablauf des Jahres der Veräußerung auf-

zubewahren, um die entsprechenden Kosten auch nachweisen zu können (die Aufbewahrungs-

frist kann auch länger sein – zB wenn die Immobilie vor der Veräußerung zur Einkünfteerzielung 

verwendet wurde). Das gilt auch für die Belege zu einer geerbten oder geschenkten Liegen-

schaft, da der Erbe die Anschaffungskosten seines Rechtsvorgängers vom Veräußerungserlös 

abziehen kann – sofern er diese nachweisen kann. 
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